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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Gölter, Frau Benedix, Dr. Fuchs, 
Hauser (Krefeid), Dr. Hornhues, Frau Hürland, Dr.-Ing. Oidenstädt, Dr. Probst, 

Dr. Schäuble, Dr. Waigel, Werner und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1413 - 

betr. Personalsituation im Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 21. Januar 1974 - MB - I 2 - BBF - 0104 - 6 - 
12/73 - die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß das Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung insbesondere im Hinblick 
auf seine anwendungsorientierte Forschungarbeit auf die Mit- 
arbeit von Berufsschulpädagogen mit Erfahrungen in der Be- 
rufsbildungspraxis nicht verzichten kann? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 


2. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß sich in der Ver- 
gangenheit die Mitarbeit von Berufsschulpädagogen, insbeson- 
dere von Studienräten, Oberstudienräten und Studiendirektoren 
an beruflichen Schulen, in der Berufsbildungsforschung bewährt 
und auf die Berufsbildungsforschung fruchtbar ausgewirkt hat? 


Die Mitarbeit von Pädagogen mit der Befähigung für das höhere 
Lehramt an berufsbildenden Schulen im Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung hat sich als wertvoll erwiesen. 


3. Aus welchen Gründen haben die zuständigen Bundesministerien 
im Gegensatz hierzu anläßlich der vom Institut für Berufs- 
bildungsforschung beantragten Versetzung von Berufsschulpäd- 
agogen an das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung fest- 
gestellt, daß Studienräte, Oberstudienräte und Studiendirek- 
toren mit der Befähigung für das Lehramt an beruflichen 
Schulen nicht die Befähigung für die „Laufbahn des höheren 
wissenschaftlichen Dienstes in der Berufsbildungsforschung" 
hätten und eine Übernahme dieser Berufsschulpädagogen aus 
dem Landesdienst nur nach einer Befähigungsfeststellung durch 
den Bundespersonalausschuß möglich sei? 

4. Aus welchen Gründen halten die zuständigen Bundesministerien 
an dieser Ansicht selbst gegenüber Berufsschulpädagogen aus 
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den Ländern fest, die ein mindestens achtsemestriges, wissen- 
sdiaftlidies Studium an einer Universität oder Technischen 
Hochschule, eine erste wissenschaftliche Staatsprüfung, einen 
Vorbereitungsdienst und eine zweite Staatsprüfung nachweisen 
können? 

Entgegen der Annahme in Frage 3 ist es unter den in der vierten 
Frage angesprochenen Voraussetzungen möglich, Pädagogen 
mit der Befähigung für das Lehramt an berufsbildenden Schulen 
in den höheren Dienst beim Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung zu übernehmen, ohne daß eine Befähigungsfest- 
stellung durch den Bundespersonalausschuß erforderlich ist. 

Ich möchte daher beide Fragen zusammen beantworten. 

a) Durch Erlaß vom 1, Oktober 1970 haben der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung und der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern als Laufbahn besonderer Fachrichtung die Laufbahn 
der höheren wissenschaftlichen Dienstes in der Berufsbil- 
dungsforschung eingerichtet. Der Eintritt in diese Laufbahn 
setzt insbesondere die Befähigung, forschungsbezogen in 
einem Feld interdisziplinärer wissenschaftlicher Tätigkeit 
eingesetzt werden zu können, voraus. Die formale Befähig- 
gung für diese Laufbahn ist deshalb nur bei speziellen lauf- 
bahnrechtlichen Voraussetzungen gegeben. 

Das Studium der Berufspädagogik, der Vorbereitungsdienst 
und die Amtstätigkeit eines Berufsschullehrers erfüllen für 
sich allein die Bedingungen für diese Fachrichtungslaufbahn 
in der Berufsbildungsforschung nicht. Die hauptberufliche 
Tätigkeit ist hier auf einen Lehrberuf, auf das berufs- 
bildende Unterrichten bezogen, nicht aber auf die wissen- 
schaftliche Fachrichtung Berufsbildungsforschung. Die Be- 
fähigung für eine Laufbahn dieser Fachrichtung kann daher 
für Pädagogen mit der Befähigung für das Lehramt an be- 
rufsbildenden Schulen nur durch den Bundespersonalaus- 
schuß festgestellt werden. Diese Befähigungsfeststellung 
berechtigt zum Führen der Amtsbezeichnungen wissenschaft- 
licher Rat, wissenschaftlicher Oberrat, wissenschaftlicher 
Direktor, Direktor beim Bundesinstitut für Berufsbildungs- 
forschung, leitender Direktor beim Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschung (B 3 BBesG) und eröffnet somit den 
Berufsschullehrern den Zugang zu einem gegenüber ihren 
bisherigen „Laufbahnaussichten'' wesentlich erweiterten 
Ämterbereich. 

b) Ohne Feststellung ihrer Befähigung für die Laufbahn des 
höheren wissenschaftlichen Dienstes in der Berufsbildungs- 
forschung können Pädagogen mit der Befähigung für das 
Lehramt an berufsbildenden Schulen in den Bundesdienst 
beim Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung - wie auch 
in den höheren Dienst beim Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft - übernommen werden, wenn sie folgende 
Voraussetzungen erfüllen; 

— Lehramtsbefähigung, die nach der Rechtsgestaltung des 
bisherigen Dienstherrn (Land) zur Wahrnehmung von 
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Aufgaben des höheren Dienstes befähigt; 

— achtsemestriges wissenschaftliches Studium, erste (wis- 
senschaftliche) Staatsprüfung, Vorbereitungsdienst und 
zweite Staatsprüfung. 

Beamte, die diese Voraussetzungen erfüllen und sich nicht 
dem Bundespersonalausschuß zur Feststellung ihrer Befähig- 
gung für die Laufbahn des höheren wissenschaftlichen Dien- 
stes in der Berufsbildungsforschung vorstellen wollen, 
führen die Amtsbezeichnungen Verwaltungsrat, Oberver- 
waltungsrat, Verwaltungsdirektor, leitender Verwaltungs- 
direktor. Sie können die gleichen Besoldungsgruppen er- 
reichen, die ihnen im Landesdienst als Pädagogen offen- 
stehen. 


5. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß ihre Fest- 
Stellung zur Folge hat, daß ein qualifizierter Studienrat, Ober- 
studienrat oder Studiendirektor zwar ohne Befähigungsfest- 
stellung durch Personalausschüsse in die Laufbahn eines wis- 
senschaftlichen Mitarbeiters an den Universitäten oder Tech- 
nischen Hochschulen, nicht aber in die Laufbahn des höheren 
wissenschaftlichen Dienstes in der Berufsbildungsforschung am 
BBF berufen werden kann, und hält die Bundesregierung dies 
für gerechtfertigt? 

Diese Frage ist insgesamt zu bejahen. Allerdings liegt der in 
der Fragestellung enthaltene Gegensatz zwischen den Möglich- 
keiten, die sich einem Berufsschullehrer in einer Hochschule 
einerseits und im Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
andererseits bieten, nicht vor: Berufsschullehrer, welche die in 
der Antwort zur 3, und 4. Frage unter b) genannten Voraus- 
setzungen erfüllen und ohne Feststellung ihrer Befähigung für 
den höheren wissenschaftlichen Dienst in der Berufsbildungs- 
forschung in das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
überwechseln, können die gleiche Besoldungsgruppe erreichen 
wie wissenschaftliche Mitarbeiter an Universitäten oder Tech- 
nischen Hochschulen. Nach dem am 12. Dezember 1973 vom 
Kabinett beschlossenen Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern (2. BesVNG), der insoweit eine Gesetzes- 
initiative des Bundesrates zur Neuordnung des Beamten- und 
Besoldungsrechts im Hochschulbereich (Bundestags-Drucksache 
7/612) übernimmt, wird das Spitzenamt, das ein wissenschaft- 
licher Mitarbeiter an wissenschaftlichen Hochschulen erreichen 
kann, mit A 16 (Akademischer Direktor) bewertet. Als leitender 
Verwaltungsdirektor (A 16) kann der Berufsschullehrer, der 
ohne Feststellung seiner Befähigung für den höheren wissen- 
schaftlichen Dienst in der Berufsbildungsforschung in das Bun- 
desinstitut für Berufsbildungsforschung übernommen worden 
ist, dieselbe Besoldungsgruppe erreichen. Darüber hinaus- 
gehende Besoldungserwartungen, wie sie durch die Feststellung 
der Befähigung für den höheren wissenschaftlichen Dienst in 
der Berufsbildungsforschung für die Berufsschullehrer eröffnet 
werden, können auch von wissenschaftlichen Mitarbeitern an 
wissenschaftlichen Hochschulen nur erreicht werden, wenn sie 
ihre vom jeweiligen Landesgesetzgeber festgelegte Laufbahn 
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verlassen und Hochschullehrer werden. Hochschullehrer kann 
aber nur derjenige werden, der über die Einstellungsvoraus- 
setzungen für wissenschaftliche Mitarbeiter hinausgehende zu- 
sätzliche Qualifikationsmerkmale erfüllt und der sich einer 
Berufungskommission der jeweiligen Hochschule stellt. 


6. Auf welche Weise soll nach Ansicht der Bundesregierung das 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforsdiung qualifizierte Berufs- 
schulpädagogen aus den Ländern gewinnen, solange die zu- 
ständigen Bundesministerien an der genannten Feststellung 
festhalten, zumal sich aus der Notwendigkeit einer zusätzlichen 
Befähigungsfeststellung durch den Bundespersonalausschuß 
auch laufbahnrechtliche Nachteile für die Bewerber insofern 
ergeben, als die zurückgelegten Zeiten im höheren Dienst des 
Landes bei Beförderungen nicht berücksichtigt werden können? 

In der Antwort zu der 3. und 4. Frage habe ich ausgeführt, unter 
welchen Voraussetzungen Berufsschulpädagogen für das Bun- 
desinstitut für Berufsbildungsforschung gewonnen werden 
können. Die dort unter b) aufgezeigte Alternative ermöglicht 
ohne weiteres einen Übergang in den Dienst des Bundesinsti- 
tuts für Berufsbildungsforschung, ohne daß laufbahnrechtliche 
Nachteile entstehen. In den unter a) genannten Fällen können 
die im höheren Dienst des Landes zurückgelegten Zeiten im 
Einzelfall durch Entscheidung des Bundespersonalausschusses 
für die in der Laufbahn des höheren wissenschaftlichen Dien- 
stes beim Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung zu er- 
bringenden Dienstzeiten gutgebracht werden. Die Praxis des 
Bundespersonalausschusses, regelmäßig eine „ ranggleiche 
Übernahme" zu ermöglichen, stellt den entsprechenden lauf- 
bahnrechtlichen Ausgleich her. 

Durch Nutzung beider Möglichkeiten werden qualifizierte Be- 
rufsschulpädagogen aus den Ländern gewonnen. 


7. Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß es dem Bundes- 
institut für Berufsbildungsforschung in Zukunft schwerfallen 
wird, qualifizierte Berufsschulpädagogen aus dem Landesdienst 
als Mitarbeiter für die anwendungsorientierte Berufsbildungs- 
forschung zu gewinnen, solange die Bundesregierung an dem 
genannten Standpunkt festhält? 

Nein. Auf Stellenausschreibungen im August 1973 in einer über- 
regionalen Tageszeitung und einer überregionalen Wochen- 
zeitung gingen für 24 zu besetzende Stellen des höheren Dien- 
stes insgesamt 143 Bewerbungen ein. Darunter waren 22 Be- 
rufsschullehrer. Darin kommt das große Interesse an einer Ein- 
stellung in das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung zum 
Ausdruck. 
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